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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Bei der Ausarbeitung von Gesetzen zur Lösung neuer politischer Probleme kam es in
letzter Zeit einige Male vor, dass der Bund in Bereichen legiferierte, die gemäss der
Verfassung in die Kompetenz der Kantone fallen. Dies geschah etwa beim Hooligan-
Gesetz oder bei der Diskussion um ein Verbot von Kampfhunden. Der Ständerat hiess in
der Herbstsession ein auch von der Regierung unterstütztes Postulat Pfisterer (fdp, AG)
gut, das den Bundesrat auffordert, zu prüfen, wie die präventive Verfassungskontrolle
bei der Ausarbeitung von Gesetzen auf der Stufe der Verwaltung, der Regierung und des
Parlamentes verstärkt werden kann. Der Bundesrat solle insbesondere abklären, ob eine
Verstärkung des Bundesamts für Justiz sinnvoll wäre und ob bei den
Parlamentsdiensten eine entsprechende Abteilung eingerichtet werden oder gar eine
besondere unabhängige Kontrollinstanz geschaffen werden soll. 1

POSTULAT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Organisation

Als zweites der drei ausgewählten Bundesämter vollzog dasjenige für Wasserwirtschaft
seinen Auszug aus der Bundesstadt. Es bezog im Frühjahr ein neues Gebäude in Biel.
Die weiterhin hohe Arbeitslosigkeit macht die Ansiedlung von Arbeitsplätzen des
Bundes attraktiv. Der Nationalrat überwies ein Postulat Cavadini (fdp, TI), welches
anregt, Teile von expandierenden Bundesämtern ins Tessin auszulagern. Der Berner
Hochreutener (cvp) setzte sich mit einem ebenfalls überwiesenen Postulat [96.3454]
dafür ein, dass der Bund die Möglichkeit der Miete von Büroräumen in dem in Bern
geplanten Neubau des Fussballstadions Wankdorf überprüft. 2

POSTULAT
DATUM: 13.12.1996
HANS HIRTER

Beide Ratskammern forderten mit gleichlautenden Postulaten ihrer GPK (NR) resp.
Finanzkommission [96.3600] (StR) die Regierung auf, in einem Bericht darzustellen,
nach welchen Kriterien der Bundesrat seine Vertreter in Verwaltungsräte von
Aktiengesellschaften mit Bundesbeteiligung delegieren wird, und wie diese die
Bundesinteressen wahrnehmen sollen. 3

POSTULAT
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies ein auch vom Bundesrat nicht bekämpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) für die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehörden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines „Sicherheitsdepartementes“ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. 4

POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Eine im Auftrag der EU erstellte Analyse konstatierte bei der Realisierung des E-
Government für die Schweiz einen beträchtlichen Rückstand auf fast alle anderen
europäischen Staaten. Der Bericht und auch der Delegierte für die
Informationsstrategie des Bundes erklärten dies unter anderem mit den
föderalistischen Strukturen und – ähnlich wie beim ebenfalls schlecht platzierten
Deutschland – mit der starken Stellung des Datenschutzes. Für Bundeskanzlerin Huber-
Hotz ist der Strategiewechsel bei der für das schweizerische E-Government zentralen
Internet-Seite www.ch.ch weitgehend darauf zurückzuführen, dass in der Schweiz die
meisten Kontakte der Bürger mit der Verwaltung (Steuern, Dienstleistungen,
Bewilligungen etc.) nicht mit dem Zentralstaat, sondern mit den kommunalen und
kantonalen Behörden stattfinden. Angesichts der Vielzahl dieser Anbieter sei es deshalb
ein Gebot der Vernunft gewesen, die Internet-Seite als nationales Einstiegsportal und
als Kontaktvermittlerin und nicht, wie ursprünglich vorgesehen, als umfassendes
„guichet virtuel“ zu realisieren. (Siehe dazu die Antworten des Bundesrates auf die
Anfrage Leutenegger (fdp, ZH) (05.1011), sowie die Interpellationen Amgwerd (cvp, JU)
(05.3082) und Riklin (cvp, ZH) (05.3057)). Mit der Überweisung eines Postulats Noser
(fdp, ZH) forderte der Nationalrat den Bundesrat auf, abzuklären, ob Fortschritte beim

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
HANS HIRTER
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E-Government möglich wären, wenn für gewisse Bereiche (z.B. Informationsvermittlung)
auch Private zugelassen würden. 5

Nachdem der Bundesrat in einem Anhang zur Staatsrechnung die Gesamtkosten für
Öffentlichkeitsarbeit beziffert hatte (CHF 76,4 Mio. im Jahr 2009), reichte die FDP ein
Postulat ein, das eine periodische Berichterstattung der Landesregierung zur Vergabe
von PR-Mandaten fordert. Die FDP-Fraktion monierte, dass hier kaum Transparenz
herrsche. Im Berichtsjahr wurde der Vorstoss noch nicht behandelt. 6

POSTULAT
DATUM: 02.06.2010
MARC BÜHLMANN

Die 2007 verabschiedete E-Government-Strategie Schweiz, die zum Ziel hat, dass
Wirtschaft und Bevölkerung Geschäfte mit Behörden elektronisch abwickeln können,
war Gegenstand verschiedener, die Bundesverwaltung betreffender Vorstösse im
Berichtsjahr. Thema war dabei die Idee der Open Government Data, also die Öffnung
der Datenbestände des Bundes. Verschiedene Interpellationen fragten etwa die
Organisation des Zugangs zu solchen Daten, allfällige Kosten oder die Zusammenarbeit
mit den Kantonen nach (11.3445 (Riklin (cvp, ZH)), 11.5039 und 11.5040 (Graf-Litscher (sp,
TG))). In der Wintersession nahm der Nationalrat zudem ein Postulat Wasserfallen (fdp,
BE) an, das den Bundesrat beauftragt, die Chancen und Risiken der Zugänglichkeit zu
Daten und Dokumenten des Bundes abzuschätzen. Eingereicht aber noch nicht
behandelt wurde zudem das Postulat Riklin (11.3902), das einen Masterplan zu Open
Government Data verlangt. Der Bundesrat beurteilte das Thema als neu und deshalb
wichtig, wollte aber zuerst Grundlagen schaffen. Er beantragte deshalb die Annahme
des Postulats Wasserfallen, aber die Ablehnung des Vorstosses von Kathy Riklin. 7

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Ab dem 1. Januar 2013 wurde das Bundesamt für Metrologie als verselbständigte Anstalt
des Bundes geführt. Diese auf die Revision des Bundesgesetzes über das Messwesen
zurückgehende Änderung evozierte zwei Postulate Schneeberger (fdp, BL). Die erste
Forderung nach einem Erfahrungsbericht über solche Auslagerungen (Po. 12.4020) fand
im Nationalrat kein Gehör, wohl aber die Idee (Po. 12.4021) eines Berichtes über
mögliche Synergien durch die Vereinheitlichung von Messnetzen und der Einführung
gemeinsamer Dienste, die durch das neue Eidgenössische Institut für Metrologie
(Metas) koordiniert werden könnten. 8

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
MARC BÜHLMANN

Ein Postulat Eder (fdp, ZG), das mit einem FDP-Postulat praktisch deckungsgleich war
und ebenfalls einen Bericht verlangte mit dem das Projektmanagement des Bundes bei
IT-Projekten kritisch beleuchtet wird, wurde im Ständerat überwiesen. Die Vertreter
der Finanzkommission, der GPK-SR und der Finanzdelegation machten in der Debatte
deutlich, dass die Überprüfung der IT-Geschäfte am Laufen sei. Die GPK mache diese
zum Gegenstand der Querschnittfragen anlässlich der Bundesratsgespräche und die
Finanzdelegation sei daran, einen Katalog mit zentralen Anliegen zu erstellen. 9

POSTULAT
DATUM: 18.03.2014
MARC BÜHLMANN

Das Postulat Viola Amherd (cvp, VS) wurde von der grossen Kammer im Rahmen der
aktuellen Debatte zum Beschaffungswesen von ICT-Projekten überwiesen (vgl. auch Mo.
Maier, Mo. Noser und Po. FDP). Amherd forderte eine Prüfung von griffigeren
Massnahmen im Gesetz über die Finanzkontrolle. Beim Insieme-Debakel habe sich
gezeigt, dass die Finanzkontrolle ermittlungsrelevante Sachverhalte erst nach
Zustimmung des betroffenen Departementes an die Strafverfolgungsbehörden
weitergeben konnte. Dies sei zu ändern. Obwohl der Bundesrat in seiner Stellungnahme
aufzuzeigen versuchte, dass diese Regelung im Finanzkontrollgesetz im Fall Insieme
keine Probleme verursacht habe, nahm der Nationalrat das Postulat mit 130 zu 53
Stimmen an. 10

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Auch das Postulat der FDP-Fraktion wurde im Rahmen der aktuellen Debatte zum
Beschaffungswesen von ICT-Projekten überwiesen (vgl. Po. Amherd, Mo. Noser und Mo.
Maier). Das Postulat fordert einen Bericht, der in mehreren Punkten die Organisation,
Führung und Kontrolle von IT-Projekten überprüfen soll. Um zukünftige IT-Debakel zu
vermeiden, müsse ein Risikomanagement eingeführt werden und die Zusammenarbeit
und der Wissenstransfer zwischen den Departementen müsse verbessert werden. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, das die grosse Kammer schliesslich
stillschweigend passierte. 11

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
MARC BÜHLMANN

Ein im Nationalrat angenommenes Postulat fordert von der Regierung einen Bericht
über die Umsetzung der Massnahmen für die 2005 veröffentlichte Open-Source-
Strategie der Bundesverwaltung. Rund 90% der Software in der Bundesverwaltung
seien proprietär, obwohl es ebenbürtige Open-Source-Alternativen gäbe, begründete
Edith Graf-Litscher (sp, TG) ihren Vorstoss. Auch werde noch zu wenig häufig mit Open
Document gearbeitet, was die Bevölkerung zwinge, Microsoft-Programme zu
beschaffen, um Behördenformulare bearbeiten zu können. Die in der Strategie geplante
Evaluation solle jetzt durchgeführt werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulates und entsprechend wurde es stillschweigend überwiesen. 12

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Der Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate Eder (Po. 13.4062) und FDP.Die
Liberalen-Fraktion erschien bereits im Dezember 2014. Das beauftragte Institut für
Wirtschaftsinformatik der Universität St. Gallen beurteilte 15 IT-Grossprojekte, die in
den letzten Jahren Schwierigkeiten verursacht hatten oder gar gescheitert waren. Im
Bericht wurden 14 Massnahmen in drei Paketen empfohlen. Zuerst müssten die
grundlegenden Rahmenbedingungen für grosse und komplexe IT-Projekte geschaffen
werden. Erfolgversprechende Kontext- und Managementfaktoren wurden als Bedingung
für die Lancierung von Grossprojekten genannt. Schliesslich wurden Massnahmen
dargelegt, mit denen die Steuerung und die Führung von grossen IT-Projekten
verbessert werden kann. Der Bundesrat versprach, dass die vorgeschlagenen
Massnahmen bereits in Umsetzung begriffen seien. Er verwies auf die Weisungen für die
IKT-Schlüsselprojekte und für das IKT-Portfolio, die bis Ende April 2015 überarbeitet
werden sollen. 13

POSTULAT
DATUM: 19.11.2014
MARC BÜHLMANN

Aufgrund des Berichtes der Arbeitsgruppe Insieme, in dem eine Reihe von Problemen
bei der Steuerung und Führung bei IT-Projekten aufgezeigt wurden, leitete der
Bundesrat eine Prüfung aller IKT-Grossprojekte ein. Dies reichte der
Geschäftsprüfungskommission des Ständerates allerdings noch nicht. Neben einer
Änderung des Finanzkontrollgesetzes forderte die GPK-SR mittels Postulat auch eine
Evaluation von Hermes 5, einer Projektmanagementmethode, die vom Bund
mitentwickelt und seit einiger Zeit auch bei IT-Projekten angewendet wird. Das
Postulat, das vom Bundesrat abgelehnt wurde, weil die Überprüfung von Hermes bereits
standardmässig vorgenommen werde, passierte die kleine Kammer mit 25 zu 3
Stimmen. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter folgten damit dem Argument der
GPK, dass mit einer Evaluation vor allem die Wirkung von Hermes 5 überprüft werden
soll. 14

POSTULAT
DATUM: 17.03.2015
MARC BÜHLMANN

Der Bericht der Arbeitsgruppe Insieme brachte, neben der in beiden Kammern per
Motion überwiesenen Forderung einer verbesserten Kontrolle bei IT-Grossprojekten,
im Ständerat auch die Idee einer standardmässigen Evaluation von Grossprojekten auf
(vgl. auch das Postulat zur Evaluation von Hermes 5). Das entsprechende Postulat der
Geschäftsprüfungskommission des Ständerates (GPK-SR) wurde in der Frühlingssession
angenommen. Mit dem vom Bundesrat zur Annahme empfohlenen Postulat soll geprüft
werden, ob mit Hilfe von Projektassessments und -evaluationen nicht nur
Verbesserungen und Optimierungen während einer Projektphase vorgenommen
werden könnten, sondern auch Fehlleitungen – wie eben bei Insieme – frühzeitig
entdeckt und verhindert werden könnten. 15

POSTULAT
DATUM: 17.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühlingssession 2015 ein Postulat von
Balthasar Glättli (gp, ZH). Der Zürcher Grüne fordert die Prüfung einer allfälligen
Revision des Finanzhaushaltgesetzes, in welchem neu die Erlaubnis der Freigabe von
Quellcodes durch den Bund explizit gemacht werden soll. Konkret will Glättli, dass vom
Bund selber entwickelte und ergo von den Steuerzahlerinnen und -zahlern finanzierte
Software der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt wird. Nicht nur andere
Verwaltungsstellen, sondern auch die Allgemeinheit könnte so von dieser Open Source
Software profitieren. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, lehnte
aber gleichzeitig eine Motion (14.4199) von Thomas Weibel (glp, ZH) ab, mit welcher die
Freigabe von Quellcodes gesetzlich geregelt werden soll. Die Regierung verwies in ihrer
Antwort zur Motion auf das Postulat Glättli und führte aus, dass man zuerst prüfen
wolle, unter welchen Umständen welche Quellcodes veröffentlicht werden können. In
der Folge zog der Motionär seinen Vorstoss zurück. Die Abklärung des
Handlungsbedarfs war schon in einem 2014 überwiesenen Postulat von Edith Graf-
Litscher (sp, TG) gefordert worden. 16

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN

Das Postulat von Edith Graf-Litscher (sp, TG), das die Freigabe von öffentlichen
Finanzzahlen als Open Government Data (OGD) gefordert hätte, wurde abgeschrieben,
weil es seit mehr als zwei Jahren hängig war. Der Bundesrat hatte allerdings bei seiner
ablehnenden Stellungnahme versprochen, das Anliegen im Rahmen seiner OGD-
Strategie global – und nicht nur im Bereich des Finanzdepartementes – zu prüfen.

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
MARC BÜHLMANN

Wohl auch, weil der Bundesrat die Annahme des Postulats Weibel empfahl, wurde es in
der Herbstsession von der grossen Kammer stillschweigend überwiesen. Thomas Weibel
(glp,  ZH) möchte mit seinem Vorstoss vom Bundesrat in einem Bericht aufgezeigt
haben, welche Abhängigkeiten von IT-Anbietern bestehen und wie hoch das damit
verbundene Risiko bei IT-Beschaffungen ist. Weibel nahm Bezug auf seine eigene
Interpellation (Ip. 15.3943), die gezeigt habe, dass viele Informatikaufträge des Bundes
ohne öffentliche Ausschreibung vergeben würden. Es sei aufzuzeigen, inwiefern
Ausschreibungen, die Lizenzen von einem Hersteller fordern, Abhängigkeiten schaffen
oder aber den Wettbewerb auf bestimmte Produkte einschränken. 17

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
MARC BÜHLMANN

In der Wintersession 2016 nahm der Ständerat diskussionslos ein auch vom Bundesrat
zur Annahme empfohlenes Postulat Olivier Français (fdp, VD) an. Der Freisinnige fordert
einen Bericht, in dem die Regierung darlegt, wie sie bei der Vergabe von
Ingenieurleistungen vorgeht. Bei der Beschaffung in diesem Dienstleistungsmarkt sei
letztlich im Wesentlichen der Preis als Vergabekriterium ausschlaggebend, was sich
ungünstig auf den Wettbewerb auswirke und zudem zu tiefe Preise nach sich ziehe.
Français erwähnt in seiner Begründung die so genannte Zwei-Couvert-Methode, bei der
die technische Lösung und der Preis separat eingegeben würden. Somit könne die
Vergabestelle zuerst die vorgeschlagene Lösung qualitativ betrachten und sich
überlegen, wie gut diese passen würde. Erst in einem zweiten Schritt würde der Preis
betrachtet. In seinem Bericht muss der Bundesrat darlegen, wie und ob er diese
Methode in die Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen einbauen will. 18

POSTULAT
DATUM: 14.12.2016
MARC BÜHLMANN

Die erst kürzlich umgesetzte Revision des Vernehmlassungsverfahrens habe sich gut
eingespielt und insgesamt bewährt, weshalb das Postulat Hausammann abzulehnen sei,
begründete Walter Thurnherr die Position des Bundesrates in der Sommersession 2017
im Nationalrat. Markus Hausammann (svp, TG) fordert eine weitere Vereinfachung des
Vernehmlassungsverfahrens, indem die wichtigsten Dokumente, insbesondere der
Antwortbogen, vereinheitlicht und elektronisch verfügbar gemacht würden. Der
administrative Aufwand für die Beantwortung einer Vernehmlassung sei nach wie vor
immens. Man müsse sich mit unterschiedlichen Grundlagen (geltendes Recht,
vorgeschlagene Gesetzesänderungen, Erläuterungen zum Gesetzesentwurf,
Antwortformular) herumschlagen, die zudem in jedem Departement unterschiedlich
gestaltet und an unterschiedlichen Orten abrufbar seien. In einigen Ämtern müsse die
Antwort elektronisch, in anderen auf vorgedruckten Formularen postalisch eingereicht
werden. Dass das Anliegen nicht aus der Luft gegriffen sei und im Gegensatz zur
Antwort des Bundesrates noch vieles im Argen liege, zeige der Umstand, dass praktisch
die ganze SPK-NR seinen Vorstoss mit unterzeichnet habe – so der Thurgauer weiter.

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
MARC BÜHLMANN
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Sein Anliegen wurde denn auch vom Nationalrat mit grosser Mehrheit unterstützt: 162
Stimmen überwogen die zwölf Gegenstimmen, die aus der FDP- (10) und der CVP-
Fraktion (2) stammten (0 Enthaltungen), bei weitem. 19

Unterschiedliche Meinungen vertraten Leo Müller (cvp, LU) und der den Bundesrat
vertretende Bundeskanzler Walter Thurnherr bezüglich der Kosten für
Öffentlichkeitsarbeit und Beratung. Müller verlangte in seinem Postulat die Aufstellung
dieser Kosten pro Departement für die letzten zehn Jahre. Aus seiner früheren Tätigkeit
in der Finanzkommission wisse er, dass diese Kosten zwischen 2006 und 2014 um rund
einen Drittel angewachsen seien. Die Antwort des Bundesrats auf sein Postulat, man
könne diese Zahlen den einzelnen Jahresrechnungen entnehmen, sei nicht korrekt und
er fände es etwas speziell, wenn die Arbeit für eine solche Zusammenstellung den
Parlamentarierinnen und Parlamentariern überlassen werde. Thurnherr hingegen
versicherte, dass die Kosten für Öffentlichkeitsarbeit und externe Beratung in der
Staatsrechnung ausgewiesen seien. Die Kosten für Öffentlichkeitsarbeit inklusive
Präventions- und Informationskampagnen lägen seit 2002 ziemlich stabil bei etwa CHF
80 Mio. Mit externen Beratungen sei die Bundesverwaltung zurückhaltend, weil man
Aufgaben möglichst mit eigenem Personal erfüllen wolle. Trotzdem sei es ab und zu
angebracht, Expertise von aussen anzufordern. Auch die Ausgaben in diesem Bereich
seien aber seit 2010 kaum gewachsen und bewegten sich zwischen CHF 456 Mio und
CHF 485 Mio. Für das Jahr 2016 weise die Staatsrechnung diesbezüglich einen Betrag
von CHF 440 Mio aus. Trotz dieser doch recht detaillierten Darlegungen durch den
Bundeskanzler hiess der Nationalrat das Postulat mit 122 zu 65 Stimmen gut. 20

POSTULAT
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN

Stillschweigend nahm der Nationalrat in der Herbstession 2018 ein vom Bundesrat zur
Annahme beantragtes Postulat von Marcel Dobler (fdp, SG) an, mit dem dieser die
standardmässige Einführung einer E-Signatur für verwaltungsinterne Dokumente
fordert. Der St. Galler Freisinnige hatte bereits eine Motion mit der gleichen
Stossrichtung eingereicht (Mo. 18.3008), bei welcher der Bundesrat in seiner Antwort
zwar seine grundsätzliche Bereitschaft signalisiert hatte, die Möglichkeiten
prozessgesteuerter Dokumentation zu nutzen, es hierfür vorgängig aber noch vertiefter
Abklärungen bedürfe. Aus diesem Grund hatte Dobler seine Motion zurückgezogen und
ein Postulat eingereicht. In seiner Begründung betonte er, dass die E-Signatur die
Kosteneffizienz der Bundesverwaltung steigere. 21

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2007, S. 809 f.
2) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 2409 f. (Cavadini) und 2410 (Hochreutener). Vgl. auch BR Villiger in Amtl. Bull. StR, 1996, S. 336 f.;
JdG, 16.4.96. Vgl. SPJ 1995, S. 36.
3) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 541 f.; Amtl. Bull. StR, 1997, S. 321 ff.
4) AB NR, 2003, S. 1226.
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